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der UN-Voll Versammlung festgelegt, zunächst einmal die 
begonnene Gesamtanalyse über die Menschenrechtstätigkeit 
der Organisation abzuwarten und die Diskussion dazu nicht 
durch weitere Hochkommissar-Projekte zu belasten.

Dessenungeachtet setzten die imperialistischen Staaten in 
der Folgezeit ihre Anstrengungen sowohl auf der 35. Ta­
gung der UN-Menschenrechtskommission als auch auf der 
1. ECOSOC-Tagung 1979 fort. Ihren Vorstößen war jedoch 
erneut kein Erfolg beschießen. So empfahl die Menschen­
rechtskommission dem ECOSOC in einem Resolutionsent­
wurf, zu bestätigen, daß sie über die Errichtung des Po­
stens eines Hochkommissars „keine Einigung erzielen 
konnte“ ,9

Die DDR hat in einer dem UN-Generalsekretär im No­
vember 1978 übermittelten Stellungnahme zu Kapitel IX des 
Berichts der 34. Tagung der UN-Menschenrechtskommission 
über den Tagesordnungspunkt „Weitere Förderung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten einschließlich Pro­
gramm und Methoden für die Arbeit der Kommission“ 
Vorschläge zur Effektivierung der Menschenrechtsarbeit 
der Vereinten Nationen unterbreitet.10 Danach kommt es 
vor allem darauf an,
— die Resolution 32/130 der UN-Vollversammlung, die die 

Menschenrechtskonzeption der Vereinten Nationen wi- 
derspiegedt, als allgemeine Basis und Ausgangspunkt der 
weiteren menschenrechtlichen Tätigkeit der Vereinten 
Nationen zu akzeptieren;

— die von der völkerrechtlich gebotenen Friedenspflicht 
der Staaten isolierte Behandlung der Menschenrechte zu 
überwinden;

— eindeutig von der Einheit und Gleichwertigkeit der poli­
tischen und sozialökonomischen Rechte auszugehen, u. a. 
auch durch die Vereinheitlichung der Durchsetzungsver­
fahren der beiden UN-Menschenrechtskonventionen von 
1966;

— die UN-Konventionen zu Menschenrechtsfragen durch 
die Erhöhung der Mitgliederzahl und die volle Aus­
schöpfung ihrer Möglichkeiten universell wirksam zu 
machen;

— der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die demokra­
tische Umgestaltung der internationalen Wirtschaftsbe­
ziehungen ein wesentlicher Faktor bei der effektiven 
Förderung der Menschenrechte ist;

— den Kampf gegen die massenhaften und systematischen 
Menschenrechtsverletzungen mit friedensbedrohendem 
bzw. friedensgefährdendem Charakter wirksamer zu ge­
stalten und zu diesem Zweck das umständliche gültige 
Feststellungsverfahren gemäß den ECOSOC-Resolutio- 
nen 728 F (XXVII), 1235 (XLII) und 1503 (XLVIII) durch 
ein zeitgemäßes und wirksames Verfahren zu ersetzen;

— weitere Menschenrechte auf dem Wege der völkerrecht­
lichen Kodifizierung auszuformen und nicht mehr den 
aktuellen Erfordernissen entsprechende UN-Menschen- 
rechtsdokumente zu überarbeiten.
Speziell zum Projekt eines UN-Hochkommissars für Men­

schenrechte hat der Vertreter der DDR Ende 1978 auf der 
33. Tagung der UN-Vollversammlung im 3. Komitee er­
klärt: „Die DDR lehnt die Einrichtung eines Hochkommis­
sars für Menschenrechte grundsätzlich ab, weil er keine 
Alternative für eine effektivere Gewährleistung der Men­
schenrechte darstellt. Seine Tätigkeit kann vielmehr nur auf 
Intervention, auf Einmischung in die inneren Angelegen­
heiten der Staaten hinauslaufen. Damit steht der Vorschlag 
zur Schaffung eines solchen Postens im krassen Wider­
spruch zu den Prinzipien der UN-Charta und der Aufga­
benstellung der Vereinten Nationen.“11

Diese Position wird von den sozialistischen Bruderlän­
dern geteilt und von vielen nichtpaktgebundenen Staaten, 
vor allem von den einen fortschrittlichen Entwicklungsweg 
beschreitenden Ländern, unterstützt.

Auszeichnungen

In Anerkennung besonderer Verdienste beim Aufbau und bei 
der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaftsordnung und 
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